
1 

Amtliche Bekanntmachung der Stadt Gladbeck 

Ausgabe 15/22       Donnerstag, 20. Oktober 2022 

 

 

Satzung der Stadt Gladbeck zur Änderung städtischer Entgeltordnungen und Gebühren-

satzungen im Rahmen der Umsetzung des § 2 b Umsatzsteuergesetz vom 15.09.2022 

Präambel 

Mit dem Steueränderungsgesetz 2015 hat für die umsatzsteuerliche Unternehmer-eigenschaft 

der öffentlichen Hand ein vollständiger Systemwechsel stattgefunden. War die Stadt Gladbeck 

bisher nur in Ausnahmefällen, nämlich bei Betrieben gewerblicher Art, der Umsatzsteuer un-

terworfen, wird dies in Zukunft der Regelfall sein. Ausnahmen gelten für hoheitliche Tätigkei-

ten gem. § 2b UStG. Nachdem die Stadt Gladbeck von der Möglichkeit der Optionserklärung 

gem. § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz (UStG) Gebrauch gemacht hat ist die Neuregelung nun 

zwingend ab 2023 anzuwenden. 

Soweit städtische Entgelte für künftig umsatzsteuerpflichtige Leistungen auf Grundlage von 

Entgeltordnungen oder Satzungen erhoben werden, werden diese entsprechend ab dem 

01.01.2023 anzuwendenden Neuregelung des UStG angepasst. 

Vor diesem Hintergrund hat der Rat der Stadt Gladbeck in seiner Sitzung am 15.09.2022 auf-

grund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW), des § 52 Abs. 5 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hil-

feleistung und den Katastrophenschutz (BHKG), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgaben-

gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW), des § 6a Abs. 6 des Straßenverkehrs-

gesetzes (StVG) und des § 4 der Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen über Zustän-

digkeiten im Bereich Straßenverkehr und Güterbeförderung vom 05.07.2016 folgende Satzung 

beschlossen: 

 

Artikel 1 

Änderung der Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten in der Stadt 

Gladbeck bei Einsätzen der Feuerwehr vom 05.04.2017 

Die Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten in der Stadt Gladbeck bei 

Einsätzen der Feuerwehr vom 05.04.2017 wird wie folgt geändert: 
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Dem § 3 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„Entgelte im Sinne des § 2 Abs. 4 dieser Satzung unterliegen der Umsatzsteuerpflicht. 

Die nach den Absätzen 1 bis 6 berechneten Entgelte verstehen sich als Nettobeträge. 

Diese erhöhen sich um die Umsatzsteuer in der jeweils gültigen gesetzlichen Höhe.“ 

 

Artikel 2 

Änderung der Gebührenordnung für Parkuhren und Parkscheinautomaten im Gebiet der 

Stadt Gladbeck (Parkgebührenverordnung) vom 13. Dezember 1996 geändert durch 

Änderungsverordnung vom 14.12.2015 

Die Gebührenordnung für Parkuhren und Parkscheinautomaten im Gebiet der Stadt Gladbeck 

(Parkgebührenverordnung) vom 13. Dezember 1996 geändert durch Änderungsverordnung 

vom 14.12.2015 wird wie folgt geändert: 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

Im bisherigen Satz 2 wird der Betrag von 0,60 € durch 0,70 € ersetzt. Im bisherigen Satz 

3 wird der Betrag von 0,30 € durch 0,40 € ersetzt. 

Der bisherige Satz 4 (Parkgebührenbefreiung für Fahrzeuge mit CO2-Emmissionen von 

unter 100g/km) wird gestrichen. 

Die bisherigen Sätze 1 bis 3 werden zum Absatz 1. 

Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„Parkgebühren für Flächen abseits des öffentlichen Straßenraums, die nach den 

umsatzsteuerlichen Regelungen als sogenannte „selbständige Parkflächen“ ein-

zustufen sind, unterliegen der Umsatzsteuerpflicht. Die o.g. Beträge verstehen 

sich insoweit als Bruttobeträge. Diese setzen sich aus dem Nettobetrag und der 

Umsatzsteuer in der jeweils gültigen gesetzlichen Höhe zusammen. 

Parkgebühren für Flächen im öffentlichen Straßenraum, d.h. unmittelbar an der 

Fahrbahn liegende („unselbständige“) Parkflächen unterliegen nicht der Umsatz-

steuerpflicht.“ 
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Artikel 3 

Änderung der Allgemeinen Entgeltordnung für die Vermietung von städtischen Räumen 

vom 27.11.2014 

Die Allgemeine Entgeltordnung für die Vermietung von städtischen Räumen vom 27.11.2014 

wird wie folgt geändert: 

Nach § 1 Ziffer 3 Satz 3 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Entgelte für Sonderleistungen, die keine Raumvermietung darstellen, sind umsatzsteu-

erpflichtig. Die Entgelte verstehen sich insoweit als Nettobeträge. Diese erhöhen sich 

um die Umsatzsteuer in der jeweils gültigen gesetzlichen Höhe.“ 

In der Anlage „Tarif“ wird im ersten Satz das Wort „Entgelt“ durch das Wort „Netto-Entgelt“ 

ersetzt. Danach wird der folgende Satz 2 angefügt: 

„Die Entgelte für Sonderleistungen verstehen sich zuzüglich der Umsatzsteuer in der 

jeweils gültigen gesetzlichen Höhe.“ 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Wirkung ab dem 01.01.2023 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen bei Zustandekommen dieser Satzung 

nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser öffentlichen Bekanntmachung nicht geltend ge-

macht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurden nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und da-

bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

 

Gladbeck, 16.09.2022 

Bettina Weist  

Bürgermeisterin 
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Jahresabschluss der Stadt Gladbeck für das Haushaltsjahr 2019 

 

Bekanntmachungsanordnung 

 

 

Der Rat der Stadt Gladbeck hat in seiner Sitzung am 02.06.2022 den Jahresabschluss per 

31.12.2019 gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW festgestellt und der Bürgermeisterin Entlastung 

erteilt. 

 Der Jahresabschluss des Jahres 2019 wird gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW hiermit bekannt 

gemacht. 

 Die stellvertretende Leiterin der örtlichen Rechnungsprüfung hat mit Datum vom 

12.04.2022 für den Jahresabschluss 2019 einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 

erteilt.  

 

 Das Haushaltsjahr 2019 schließt mit einem Jahresüberschuss von 1.540.714,77 Euro ab.  

 Weitere Daten aus dem Jahresabschluss ergeben sich aus der nachfolgenden Bilanz. 

 

 Die Feststellung des Jahresabschlusses 2019 wurde der Kommunalaufsicht gemäß  

 § 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben vom 20.06.2022 angezeigt.  

   

 Der Jahresabschluss ist bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Internet 

verfügbar unter der Adresse http://www.gladbeck.de (Rubrik: Rathaus & Politik – Rathaus-

Bürger-Service) Darüber hinaus liegt der Jahresabschluss in der Zeit vom 24.10.2022 bis 

18.11.2022 zur Einsichtnahme während der Dienstzeit (montags - donnerstags von 8.30 

Uhr - 12.00 Uhr und von 13.30 Uhr - 15.30 Uhr, freitags von 8.30 Uhr - 12.00 Uhr) im Neu-

en Rathaus, Willy-Brandt-Platz 2, 45964 Gladbeck, 2. Obergeschoss, Zimmer 261 öffentlich 

aus. 

   

 Gladbeck, 07.07.2022 

 

 

 Bettina Weist 

 Bürgermeisterin 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.gladbeck.de/
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Öffentliche Zustellung 

Gemäß § 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-

stellungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in Verbindung mit § 10 des Verwal-

tungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit gültigen Fassung wer-

den die Rechtswahrungsanzeigen und Bescheide des Landes Nordrhein-Westfalen vertreten 

durch die Unterhaltsvorschusskasse der Stadt Gladbeck für 

 

Yvonne Storchmann, Elfriedenstr. 44, 45964 Gladbeck, (Bescheid v. 30.09.2022, Akten-

zeichen: 50/2-2/42.13998) 

 

 

durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 

 

Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da die derzeitige Anschrift der jeweiligen 

Empfänger und Empfängerinnen nicht festgestellt werden konnte. 

 

Die Schreiben können bei der Stadtverwaltung Gladbeck, Amt für Soziales und Wohnen, Wil-

helmstraße 8, 45964 Gladbeck, Zimmer 0.24, von den jeweiligen Empfängern und den Empfänge-

rinnen eingesehen und abgeholt werden. 

 

Die Schreiben gelten als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröffentlichung zwei Wochen 

vergangen sind. Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach 

deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

 

Gladbeck, den 07.10.2022 

 

Im Auftrag 

 

Hädrich 

 

 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

 

 

Zentraler Betriebshof Gladbeck 

 

Jahresabschluss 2021 

 

 

Der Rat der Stadt Gladbeck hat in seiner Sitzung am 15. September 2022 den Jahresab-

schluss 2021 (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang mit Entwicklung des Anla-

gevermögens und Gewinn- und Verlustrechnung nach Betriebszweigen) des Zentralen Be-

triebshofes Gladbeck festgestellt sowie den Lagebericht 2021 des Zentralen Betriebshofes 

Gladbeck zur Kenntnis genommen. 
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Er hat beschlossen, den Jahresverlust 2021 in Höhe von 49.086,31 € auf neue Rechnung vorzu-

tragen. 

 

 

Die Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2021 hat der Zentrale Betriebshof 

Gladbeck der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO AG, Niederlassung Düsseldorf, übertra-

gen. 

 

Diese hat mit Datum vom 18. August 2022 den nachfolgend dargestellten  

 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

 

erteilt. 

 

„An die Eigenbetriebsähnliche Einrichtung Zentraler Betriebshof Gladbeck 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Eigenbetriebsähnliche Einrichtung Zentraler Betriebshof 

Gladbeck, Gladbeck, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- 

und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 

2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden - geprüft. 

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Eigenbetriebsähnliche Einrichtung Zentraler 

Betriebshof Gladbeck für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 

2021 geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vor-

schriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein- Westfalen 

(EigVO NRW) und den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-

lichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens- und Finanzlage des Betriebes zum 31. Dezember 2021 sowie seiner 

Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 

und 

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-

klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsver-

ordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen und den deutschen gesetzlichen 

Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-

fend dar. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-

stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 

Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 

des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Betrieb unabhängig in 

Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschrif-

ten und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. 

 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 

Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der Betriebsleitung für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die Betriebsleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein- Westfalen und 

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebs vermittelt. Fer-

ner ist die Betriebsleitung verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 

bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-

sentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Betriebsleitung dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit des Betriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Wei-

teren hat sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür verant-

wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-

ten entgegenstehen. 

 

Außerdem ist die Betriebsleitung verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebes vermittelt sowie in allen we-

sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigen-

betriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein- Westfalen entspricht und die Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist die Betriebsleitung 

verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig er-

achtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-

denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausreichende geeig-

nete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 

als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstel-

lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Be-

triebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzli-

chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 

zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-

prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel-

lungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 

angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge-

samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-

schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus 

 

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbe-

absichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen 

und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 

Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 

aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be-

trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre-

führende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 

können. 

 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses rele-

vanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 

Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 

gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsur-

teil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben. 

 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von der Betriebsleitung angewandten Rech-

nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von der Betriebsleitung darge-

stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von der Betriebsleitung 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentli-
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che Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 

die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Betriebes zur Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 

wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 

die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 

machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsur-

teil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 

zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Betrieb seine 

Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde lie-

genden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter 

Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage des Betriebs vermittelt. 

 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-

zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Betriebs. 

 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Betriebsleitung dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigne-

ter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientier-

ten Angaben von der Betriebsleitung zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 

nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 

aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 

Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. 

Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesent-

lich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-

schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 

feststellen.“ 

 

 

Die vollständige Fassung des Jahresabschlusses ist im Internet unter der Adresse 

www.zb-gladbeck.de veröffentlicht. Ferner können der Jahresabschluss und der Lagebericht 

für das Jahr 2021 bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2022 nach vorheriger telefoni-

scher Terminabsprache (02043 992101) im Verwaltungsgebäude des Zentralen Betriebshof 

Gladbeck, Wilhelmstr. 61, 45964 Gladbeck, Raum 16, während folgender Zeiten eingesehen 

werden: 

 

Montag bis Donnerstag: 8.30 – 12.00 Uhr und 13.30 – 15.30 Uhr 

Freitag:   8.30 – 12.00 Uhr 

 

http://www.zb-gladbeck.de/
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Gladbeck, 13.10.2022 

Die Betriebsleitung 

 

 

 

Hanna Fenner René Hilgner 

Erste Betriebsleiterin Zweiter Betriebsleiter 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschluss über die Kraftloserklärung 

eines Sparkassenbuches 

 

 

Das am 23.05.2022 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 

 

371033085 

 

der Stadtsparkasse Gladbeck wird für kraftlos erklärt. 

 

 

Gladbeck, den 28.09.2022 

 

 Stadtsparkasse Gladbeck 

 Der Vorstand 

 Jan Büser    
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Beschluss über die Kraftloserklärung 

eines Sparkassenbuches 

 

 

Das am 15.06.2022 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 

 

301000410 

 

der Stadtsparkasse Gladbeck wird für kraftlos erklärt. 

 

 

Gladbeck, den 28.09.2022 

 

Stadtsparkasse Gladbeck 

Der Vorstand 

Jan Büser 

 

 

 

 

 

Beschluss über die Kraftloserklärung 

eines Sparkassenbuches 

 

 

Das am 23.05.2022 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 

 

323290825 

 

der Stadtsparkasse Gladbeck wird für kraftlos erklärt. 

 

 

Gladbeck, den 28.09.2022 

 

Stadtsparkasse Gladbeck 

Der Vorstand 

Jan Büser    
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Beschluss über die Kraftloserklärung 

eines Sparkassenbuches 

 

 

Das am 23.05.2022 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 

 

320189376 

 

der Stadtsparkasse Gladbeck wird für kraftlos erklärt. 

 

 

Gladbeck, den 28.09.2022 

 

Stadtsparkasse Gladbeck 

Der Vorstand 

Jan Büser 
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